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Editorial

Liebe Leser*innen,

das Backsliding bei international anerkannten Normen und der organisierte öffentliche 
Backlash gegen sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte sowie die Men-
schenrechte von LGBTIQ*1-Personen ist derzeit in weiten Teilen Europas ein Problem.

Am 30. März 2021 gaben beispiels-
weise die Abgeordneten des pol-
nischen Parlaments ein Gesetz, das 
den Austritt Polens aus der Istan-
bul-Konvention2 vorsieht und diese 
durch eine Konvention der Rechte 
der Familie ersetzen möchte, zur 
Ausarbeitung an die parlamentari-
schen Ausschüsse weiter. Der Name 
des vorgeschlagenen polnischen 
Gesetzes „Yes to Family – no to 
Gender“ spiegelt gut die zentralen 
Grundzüge der transnational orga-
nisierten Anti-Gender-Bewegung 

in Europa wider: Die Istanbul-Konvention, ein international rechtsverbindliches Ins-
trument des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt, wird als Anlass genommen, um gegen die „Gender-Ideologie“ 
zu mobilisieren. „Yes to Family“ meint das traditionelle „natürliche“ Familienbild, in 
dem „Frauen/Mütter“ und „Männer/Väter“ die beiden Bezugsgrößen in Bezug auf Ge-
schlecht bilden. Hier schließen sich bereits eine Reihe von unterschiedlichen Themen 
an: die Argumente vom gefährdeten Kindeswohl, der Auflösung des traditionellen Fa-
milienverständnisses und die Vorstellung einer „natürlichen“ Ordnung. „No to Gender“ 
ist dabei der einende Faktor, der die Vorstellung gesellschaftlich konstruierter Gender-
rollen ablehnt und die verschiedenen Akteure und unterschiedlichen Argumentations-
linien unter dem Feindbild der „Gender-Ideologie“ zusammenfasst.

Im Rahmen dieses Newsletters fragen wir „No to what exactly?“ und geben eine Einführung 
in die Entstehung, wichtigsten Argumentationslinien und Akteure der transnationalen Anti-
Gender-Bewegung in Europa mit dem Fallbeispiel der Istanbul-Konvention. Weiterhin gibt 
der Newsletter Einblicke in drei Fokusthemen: transnationale Finanzierungsstrukturen der 
Anti-Gender-Bewegung, zunehmende transfeindliche Angriffe und entsprechende Gegen-
strategien sowie geschlechtsspezifische Hetze im Netz. 

1	� LGBTIQ* ist eine Abkürzung für die Begriffe lesbisch, schwul (im Englischen „gay“), bisexuell, trans*, inter* und queer 
und damit eine Abkürzung für sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten. Sollten in den Beiträgen die 
Schreibweise von LGBTIQ* abweichen, dann wurde diese abweichende Schreibweise vom Ursprungstext übernom-
men und kontextabhängig verwendet.

2	� Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(Istanbul-Konvention).

Protest gegen Verbote von Schwangerschaftsabbrüchen 
in London, 2020

No to Gender – Yes to what exactly?
Einblicke in die europäische Anti-Gender-Bewegung
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Einführung: Die transnationale Anti-Gender-
Bewegung in Europa 
Marie Wittenius (unter Mitarbeit von Katrin Lange)

Marie Wittenius ist Politikwissenschaftlerin und wissenschaftliche Mitarbeiterin der Beob-
achtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklungen in Europa. Im Rahmen ihrer Arbeit 
für die Beobachtungsstelle analysiert sie europäische Politik auf Ebene der Europäischen 
Union und des Europarats sowie aktuelle Entwicklungen in den jeweiligen Mitgliedstaaten. 
Sie beschäftigt sich dabei schwerpunktmäßig mit den Themen Antidiskriminierungspolitik 
und Gleichstellung der Geschlechter, insbesondere mit den Rechten von LGBTIQ*-Personen.

Rechtspopulistische und antifeministische Bewegungen, die gegen die Gleichstel-
lung der Geschlechter und sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte (SRHR)3 
mobilisieren, sind in den letzten Jahren europaweit erstarkt. Mit diesem Erstarken 
zeigt sich deutlich eine zunehmend transnational organisierte und finanzierte 
eigenständige Anti-Gender-Bewegung, die die Rechte von Frauen und LGBTIQ*-
Personen sowie die Zivilgesellschaft angreift. Dies zeigt sich nicht nur auf national-
staatlicher (und lokaler) Ebene, sondern auch auf europäischer Ebene, wo sich Bündnis-
se transnational organisieren und versuchen, grundlegende Werte der Europäischen 
Union zu untergraben und bereits bestehenden Konsens rückgängig zu machen. Die 
Anti-Gender-Bewegung greift verschiedentlich die Basis von Menschenrechten an, im-
mer vereint unter dem gemeinsamen Feindbild der „Gender-Ideologie“. 

Dieser Beitrag gibt eine Einführung in den Begriff „Gender-Ideologie“ sowie die Entste-
hung und zentralen Argumentationslinien der Anti-Gender-Bewegung. Weiterhin wird 
das ambivalente Verhältnis der Bewegung zur Europäischen Union thematisiert und am 
Beispiel des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) illustriert, wie sich das 
Erstarken der Bewegung aktuell konkret zeigt.

„Gender-Ideologie“ als Projektionsfläche für ein gemeinsames 
Feindbild

Mit Gender sind im Wesentlichen gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse gemeint, 
also die Vorstellungen, Erwartungen und Normen, die an die Menschen in einer Gesell-
schaft gerichtet sind. Diese Geschlechterverhältnisse sind nicht von der Natur, sondern 

gesellschaftlich vorgegeben. Sie beinhalten beispielsweise Annahmen darüber, wie 
Frauen und Männer sich entsprechend ihres Geschlechts verhalten sollen. In verschie-
denen Epochen und Gesellschaften können diese Annahmen sich unterscheiden und 
im Laufe der Zeit auch verändern. Geschlechterverhältnisse sind somit nicht unverän-

derlich, sondern wandel- und gestaltbar.4

Die Vielfalt der Akteure der Anti-Gender-Bewegung in Bezug auf ihre Motivationen, ih-
re damit einhergehenden Argumentationslinien sowie ihren Grad der Institutionalisie-
rung ist enorm. Trotz nationaler historisch und gesellschaftlich bedingter Unterschiede 
in Entwicklung und Ausprägung dieser Bewegungen in Europa, zeigt sich eine starke 
transnationale strategische und finanzielle Vernetzung gegen ein gemeinsames Feind-
bild: die „Gender-Ideologie“. Um die Opposition gegen das Konzept „Gender“ zusam-
menzufassen, sind verschiedene Begriffe geprägt worden wie Anti-Genderismus, War 
against Gender oder Anti-Gender-Bewegung. Trotz unterschiedlicher Begrifflichkeiten 
besteht in der Fachliteratur Konsens darüber, dass es sich um ein transnationales Phä-

3	� Das Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte ist im internationalen und europäischen Men-
schenrecht verankert. Staaten sind verpflichtet, den Zugang zu erschwinglicher und qualitativ hochwertiger Ge-
sundheitsversorgung und -dienstleistungen zur Verfügung zu stellen. Hierzu gehören beispielweise umfassende 
Sexualaufklärung und -erziehung, effektive und moderne Verhütungsmethoden, gesetzmäßige und unbedenkliche 
Schwangerschaftsabbrüche und Gesundheitsversorgung von Müttern. Weitere Informationen der Menschenrechts-
kommissarin des Europarats.

4	� Gärtner et al. (2020): Was der Gender Care Gap über Geld, Gerechtigkeit und die Gesellschaft aussagt. Forschungs
bericht. S. 8.
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Die Entstehung des Begriffs hat seine 
Ursprünge in der katholischen Kirche. Er 
entstand insbesondere als Gegenreaktion 
auf die Forderungen der Stärkung sexuel-
ler und reproduktiver Rechte von Frauen, 
beispielweise im Rahmen der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte in Wien (1993), 
der Weltbevölkerungskonferenz in Kairo 
(1994) und der Weltfrauenkonferenz in 
Peking (1995).1

1	� Kuhar & Paternotte 2017: 9 ff.

Ursprünge des Begriffs  
„Gender-Ideologie“

https://www.coe.int/en/web/commissioner/women-s-sexual-and-reproductive-rights-in-europe
https://www.coe.int/en/web/commissioner/women-s-sexual-and-reproductive-rights-in-europe
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/154696/bb7b75a0b9090bb4d194c2faf63eb6aa/gender-care-gap-forschungsbericht-data.pdf
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nomen handelt, das sich zwar nationaler und lokaler Narrative bedient, jedoch über 
Grenzen hinweg konsistent bleibt.5

Die Bekämpfung der „Gender-Ideologie“ dient dabei als oberflächlicher gemeinsa-
mer Nenner und Projektionsfläche der unterschiedlichen politischen Zielsetzungen 
innerhalb der Bewegung. Somit fungiert der Begriff als freie Projektionsfläche für 
Rassismus, Antisemitismus, Homo- und Transfeindlichkeit, völkisches Gedankengut 
und Elitenfeindlichkeit. Unter dem gemeinsamen Feindbild vereint sich eine Vielzahl 
unterschiedlicher Akteure wie rechte Gruppierungen, rechtspopulistische Parteien, 
christlich-fundamentalistische Organisationen, aber auch bürgerlich-konservative oder 
liberale Milieus.6

Die organisierte Opposition gegen 
die Förderung von Gleichstel-
lungspolitiken und von sexueller 
und reproduktiver Gesundheit 
und Rechten – wie auch der Be-
griff „Gender-Ideologie“ – ist kein 
neues Phänomen in europäischen 
Gesellschaften. Der Diskurs wurde 
beginnend mit den 1990er Jahren 
vorerst von konservativen Akteu-
ren, der katholischen Kirche und 
rechtspopulistischen Parteien ge-
führt. Eine politische Mobilisierung 
breiterer Teile der Gesellschaft 
fand jedoch erst später statt.7 Der 
Begriff „Gender-Ideologie“ fand 
insbesondere in der rechten Szene 

starke Resonanz und wäre ohne die Aufnahme in rechtspopulistische Narrative nicht so 
bekannt geworden.8 Eine neue Entwicklung der letzten zehn Jahre ist die transnational 
übergreifende Einigung und organisierte Allianzbildung unterschiedlicher Teilgruppen 
dieser Opposition unter dem Narrativ der Bekämpfung der Gender-Ideologie.9 

Die ersten eindeutigen Anti-Gender-Kampagnen entstanden Mitte der 2000er Jahre in 
europäischen Ländern wie Spanien, Kroatien, Italien und Slowenien, die sich beispiels-
weise gegen die Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe oder die Sexualaufklärung 
an Schulen richteten. Mit über 120.000 Teilnehmenden waren es jedoch die Massenpro-
teste der Bewegung „Manif pour Tous“ gegen ein Gesetz zur Einführung der gleichge-
schlechtlichen Ehe in Frankreich, welche im Jahr 2012 einen Höhepunkt der Mobilisie-
rung und eine bis zu diesem Zeitpunkt unübertroffene Sichtbarkeit erreichten.10 Dieses 
Momentum wird in der Fachliteratur als einschneidender Wendepunkt und Beginn der 
stärkeren Ausbreitung ähnlicher Bewegungen in Europa, beispielsweise in Deutsch-
land, Italien, Polen, Russland oder der Slowakei, gesehen. Der entstandene Aufschwung 
an Bewegungen nahm teils bestimmte aktuelle politische Debatten und konkrete 
Gesetzesvorschläge zum Anlass oder agierte präventiv, um befürchteten Politikände-
rungen zuvorzukommen. Die Angriffe richten sich insbesondere gegen die Rechte von 
LGBTIQ*-Personen, reproduktive Rechte und die Reproduktionsmedizin sowie gegen 

5	� Dieser Beitrag nutzt den überwiegend im internationalen Kontext verwendeten Begriff Anti-Gender-Bewegung  
(Englisch: Anti-Gender Movement).  
Kuhar & Paternotte (2017): Anti-gender campaigns in Europe: Mobilizing against equality. Rowman & Littlefield, S. 4.  
Korolczuk & Graff (2018): Gender as „Ebola from Brussels“: The anticolonial frame and the rise of illiberal populism. 
Journal of Women in Culture and Society, 43(4), S. 797-821.

6	� Henninger et al. (2021): Einleitung: Mobilisierungen gegen Feminismus und ‚Gender‘. Erscheinungsformen, Erklä-
rungsansätze und Gegenstrategien. Gender: Zeitschrift für Geschlecht, Kultur und Gesellschaft, Sonderheft 6, S.10 ff.  
Genauere Betrachtung: Akteure und Diskurse.

7	 Kuhar & Paternotte 2017: 255 ff.
8	� Kuhar & Paternotte 2017: 13 ff., Brinkschröder (2021): Rettungsinseln in „LGBT-freien Zonen“. In Anti-Genderismus in 

Europa. transcript-Verlag, S. 298 f.
9	� Graff & Korolczuk (2022): Anti-Gender Politics in the Populist Moment. Taylor & Francis, S. 5, Denkovski et al. (2021): 

POWER OVER RIGHTS Volume II. S. 53 f.
10	� Paternotte & Kuhar (2018): Disentangling and locating the „global right“: Anti-gender campaigns in Europe. Politics 

and Governance, 6(3), S. 7 f.

„Menschen, nicht Ideologie“ Equality Pride March in  
Krakau, 2020
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Die „Manif pour tous“ ist ein Zusammen-
schluss verschiedener Bewegungen und 
Nichtregierungsorganisationen, der 2012 
in Frankreich entstand. Das Netzwerk 
besteht aus katholischen Organisationen, 
konservativen Think-Tanks, Blogger*innen 
und Intellektuellen. Die Bewegung be-
wirkte die Mobilisierung von tausenden 
Demonstrierenden gegen die gleich-
geschlechtliche Ehe und die „Gender-
Ideologie“. Im November 2012 fand die 
erste Demonstration gegen die gleich
geschlechtliche Ehe in Paris mit über  
120.000 Teilnehmenden statt.1

1	� Kováts & Põim 2015: 27.

Manif pour Tous – Demo für alle

Rechtspopulistische Bewegungen und die 
Anti-Gender-Bewegung sind eng mitein-
ander verwoben, da der Begriff „Gender-
Ideologie“ erheblichen Aufwind durch 
rechtspopulistische Akteure erfahren 
hat. Das Konzept teilt einige ideologische 
Strukturen sowie eine bestimmte Rhetorik 
mit dem Rechtspopulismus. Beiden Be-
wegungen gemein ist insbesondere (aber 
nicht nur) ein starkes Gemeinschaftsge-
fühl, welches das „wir“ in Abgrenzung 
zu „den anderen“ betont. Das können 
„korrupte Eliten“, internationale und sup-
ranationale Mächte (Stichwort „Brüssel“) 
oder die feministische „Lobby“ sein. Der 
Begriff „Gender“ wird zumeist nicht in die 
jeweilige Landessprache übersetzt, um 
ihn als aufoktroyiert und fremd wirken 
zu lassen. Dennoch sollten Anti-Gender-
Kampagnen nicht als eine Ausprägung 
oder direkte Konsequenz des ebenfalls 
erstarkenden Rechtspopulismus gesehen 
werden. Beispielsweise machen bereits 
die Vielfalt der Akteure, die bei der Anti-
Gender-Bewegung wesentlich größer 
ist, und die starke religiöse Verortung 
der Anti-Gender-Bewegung eine direkte 
Zusammenlegung mit dem Rechtspopu-
lismus nicht möglich.1 

1	� Kuhar & Paternotte 2017: 13 ff., Kuhar & 
Paternotte 2018: 13 ff.

Die Anti-Gender-Bewegung und 
der Rechtspopulismus

https://static1.squarespace.com/static/57cd7cd9d482e9784e4ccc34/t/60cb90dc89619a5c8234aadf/1623953630210/PowerOverRights2_web.pdf
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die Aufklärung über Sexualität und Geschlechtergleichstellung.11 Fortschritte in den ge-
nannten Bereichen werden als „Propagierung von Homosexualität“ oder „Abschaffung 
der Familie“ umgedeutet.12

Das ambivalente Verhältnis der Anti-Gender-Bewegung zur 
Europäischen Union

Trotz limitierter Befugnisse im Be-
reich soziale Rechte und Gleichstel-
lung beeinflusst die Europäische 
Union nationale Politik durch „sof-
te“ Mechanismen – beispielweise 
durch gemeinsame Mindeststan-
dardsetzung oder strategische 
Richtungsvorgaben wie in der 
Strategie zur Gleichstellung der 
Geschlechter und der LGBTIQ-
Gleichstellungsstrategie.13 Wei-
terhin gestaltet die Europäische 
Union mittels einer guten Basis 
an Antidiskriminierungsrichtlinien14, unter anderem zur Gleichbehandlung am Arbeits-
markt, und durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs die nationale 
Gesetzgebung mit.

Einerseits wird die Europäische Union (oder oft nur abstrakt: „Brüssel“), ebenso wie 
andere internationale Organisationen, von der Anti-Gender-Bewegung als „korrupte 
Elite“ gesehen, die die Nationalstaaten und ihre nationale Souveränität und Werte un-
tergräbt.15 So war beispielweise auf einer Großdemonstration gegen Sexualaufklärung 
und -erziehung 2015 in Warschau auf den Protestschildern zu lesen, dass Gender das 
Ebola aus Brüssel sei. Es wird also gezielt das Bild einer kolonialistischen Unterdrückung 
durch die Europäische Union, und damit von dieser als Ursprung des Übels, vermittelt.16

Andererseits ist die transnationale Vernetzung der Akteure bis hin zu ihrer Repräsen-
tation im Europäischen Parlament ein wichtiger Bestandteil der Bewegung. Mit der 
europäischen Parlamentswahl 2019 verdoppelte sich der Anteil an Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments, die die Gleichstellung der Geschlechter, sexuelle und repro-
duktive Rechte von Frauen, sexuelle Aufklärung, die gleichgeschlechtliche Ehe und 
die Istanbul-Konvention zur Bekämpfung jeglicher Formen von Gewalt gegen Frauen 
ablehnen, auf geschätzt 30 Prozent.17 Das Erstarken und die vermehrte Repräsentation 
von rechtspopulistischen Parteien im Europäischen Parlament, aber auch im Euro
päischen Rat oder dem Rat der Europäischen Union, führt verstärkt zu einer erhöhten 
Einflussnahme in gleichstellungspolitischen Debatten, beispielsweise in Bemühungen 
in offiziellen Dokumenten, den Begriff beziehungsweise das Konzept „Gender“ zu  
blockieren.

11	� Paternotte & Kuhar 2018: 7-8, Kuhar & Paternotte 2017: 1-16; 253-272, Brinkschröder 2021: 297-310, Kováts & Põim 
(2015): „Gender as symbolic glue.“ Budapest, Foundation for European Progressive Studies. S. 126 ff., vgl. Friedrich-
Ebert-Stiftung (2016): GENDER MATTERS! ANTIFEMINISM Newsletter on gender activities by the Friedrich-Ebert- 
Stiftung – No. 6.

12	� Siehe Abschnitt Zentrale Argumentationslinien.
13	� Unter dem Schwerpunkt „Union der Gleichheit“ wurden die Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020–

2025 und die Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020–2025 von der Europäischen Kommission 
veröffentlicht.

14	� Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union: Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, Richtlinie 2000/78/EG zur Festle-
gung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, Richt
linie 2004/113/EG zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang 
zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, Richtlinie 2006/54/EG zur Verwirklichung des Grundsat-
zes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen. 
Eine fünfte Antidiskriminierungsrichtlinie, die unter anderem ein einheitliches Schutzniveau für Menschen mit 
Behinderungen schaffen soll, wird seit 2008 im Rat der Europäischen Union blockiert. Laut ihren politischen Leitlinien 
wird die Kommission von der Leyen neue gesetzliche Maßnahmen im Bereich Antidiskriminierung vorschlagen.

15	� Kuhar & Paternotte 2017: 7.
16	� Korolczuk & Graff 2018: 811 ff., Kováts & Põim 2015.
17	� Zacharenko (2019): The neoliberal fuel to the anti-gender movement. International Politics and Society (online).

International Women’s Day in Brüssel, 2021
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Insbesondere die starken Wahlergebnisse 
der italienischen Partei Lega, der briti-
schen Brexit-Partei (Austritt 31. Januar 
2020), der polnischen Partei Recht und 
Gerechtigkeit, der ungarischen Fidesz-
Partei und des französischen Rassemble-
ment National trugen zu diesem Anstieg 
bei. Die meisten dieser Abgeordneten 
gehören der rechtspopulistisch-nationa-
listischen Fraktion Identität und Demokra-
tie (ID) oder der Fraktion der Europäischen 
Konservativen und Reformer (EKR) an. Es 
gibt jedoch auch Abgeordnete, die diese 
Ansichten in den Fraktionen der Europäi-
schen Volkspartei (EVP) und der Progres-
siven Allianz der Sozialdemokraten (S&D) 
vertreten.1

Das Forschungsprojekt Gender, party 
politics and democracy in Europe:  
A study of European Parliament’s party 
groups (EUGenDem), angesiedelt an der 
Universität Tampere in Finnland und ge-
fördert vom European Research Council, 
analysiert unter anderem Parteipolitik 
in Bezug auf Gender. Der im Rahmen 
des Projekts im April 2021 ausgerichtete 
Workshop „Mobilizing around gender and 
sexual and reproductive rights in the EU 
institutions“ befasste sich mit den politi-
schen Implikationen der Präsenz und Ein-
flussnahme der Anti-Gender-Bewegung 
in den europäischen Institutionen. Ein 
Videomitschnitt des Workshops ist auf  
der Projekt-Webseite verfügbar.

1	 Zacharenko 2019.

Die Anti-Gender-Bewegung im 
Europäischen Parlament

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/gender_equality_strategy_factsheet_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/gender_equality_strategy_factsheet_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/lgbtiq_factsheet_2020-2025_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/lgbtiq_factsheet_2020-2025_de.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/dialog/09501/06-2016-eng.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0698&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32000L0043
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32000L0078
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32004L0113
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32004L0113
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32006L0054
https://www.ips-journal.eu/regions/europe/the-neoliberal-fuel-to-the-anti-gender-movement-3747/
https://projects.tuni.fi/eugendem/project/
https://projects.tuni.fi/eugendem/project/
https://projects.tuni.fi/eugendem/project/
https://projects.tuni.fi/eugendem/project/
https://projects.tuni.fi/eugendem/event/eugendem-workshop-mobilizing-around-gender-and-sexual-and-reproductive-rights-in-the-eu-institutions/
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Zentrale Argumentationslinien: Glorifizierung „natürlicher“ 
Gender-Rollen und eines traditionellen Familienbildes sowie  
Verteidigung des Kindeswohls

Neben der Ablehnung des Konzeptes „Gender“18 hat die Anti-Gender-Bewegung trans-
national übergreifend die folgenden Kernthemen, an denen sich die großen Argumen-
tationslinien aufzeigen lassen:

•	 Gleichgeschlechtliche Ehe: Dieses Thema ist oft Auslöser von Protesten und geht 
einher mit Diskussionen um Adoptionsrechte gleichgeschlechtlicher Paare, Leih-
mutterschaft, Reproduktionsmedizin und den Zugang zu dieser für Individuen und 
gleichgeschlechtliche Paare. Die Rechte von LGBTIQ*-Personen stehen damit oft an 
vorderster Front der Angriffe durch die Anti-Gender-Bewegung. Dabei wird die 
gleichgeschlechtliche Ehe von der Anti-Gender-Bewegung als Einfallstor für 
politische Reformen dargestellt, die im Speziellen die „traditionelle“, „natür
liche“ Rolle von Mutter und Vater und im Allgemeinen das binäre Geschlech-
terkonzept von Frauen und Männern als den einzigen beiden Geschlechtern 
abschaffen wollen. Die Konsequenz sexueller Vielfalt sei somit eine „Abschaf-
fung der Familie“, hier gemeint ist die heteronormative Kleinfamilie.

•	 Reproduktive Rechte: Historisch betrachtet ist dies das Thema, welches den Ur-
sprung der Bewegung in den 1990er Jahren bildet. Themen wie Schwangerschafts
abbrüche, Verhütung und der Zugang zu Reproduktionsmedizin sind auch weiterhin 
zentrale Bestandteile der Bewegung. Insbesondere Schwangerschaftsabbrüche 
werden als „Kultur des Todes“ betrachtet und besonders stark von der katholi-
schen Kirche und religiösen Organisationen bekämpft.

•	 Sexualaufklärung und  
-bildung in Schulen: Hierbei 
wird insbesondere die Vermitt-
lung von Inhalten zu den Themen 
Gleichstellung der Geschlechter 
und Homosexualität angegriffen. 
Die Anti-Gender-Bewegung 
argumentiert mit dem Bild  
des unschuldigen Kindes, das 
in seiner Entwicklung nach-
haltig geschädigt werde, unter 
anderem durch das Verwi-
schen von „Natürlichkeiten“ 
wie der Existenz von allein 
zwei Geschlechtern. Diese – als übermäßig wahrgenommene – Konfrontation 
mit Sexualaufklärung und Förderung von „sexueller Freizügigkeit“ führe zu 
einer „Hypersexualisierung“ oder „Frühsexualisierung“ von Kindern. 

•	 Demokratische Rechte: In diesem Zusammenhang wird die „Gender-Ideologie“ als 
politisches Projekt dargestellt. Oft werden die „korrupten Eliten“ genannt, die die 
„Gender-Ideologie“ als neue Form des Totalitarismus gegen den Willen der Bevölke-
rung durchsetzen würden. Teilweise wird die „Gender-Ideologie“ auch als neue linke 
Ideologie, angelehnt an den Kommunismus, oder als neokolonialistisches westliches 
Projekt dargestellt. In jedem Fall stellt sich die Anti-Gender-Bewegung als Ver-
teidigerin der Demokratie gegen die „Gender-Ideologie“ als neues undemo-
kratisches politisches System dar. In diesem Zusammenhang wird auch oft 
das Recht auf Religionsfreiheit genannt, da das politische Projekt „Gender-
Ideologie“ insbesondere christliche Menschen zwinge, gegen ihr Gewissen zu 
handeln.19

18	� Definition siehe Abschnitt „Gender-Ideologie“ als Projektionsfläche für ein gemeinsames Feindbild.
19	� Kuhar & Paternotte 2018: 9-10, Brinkschröder 2021: 297 f.

„Wir fordern assistierte Reproduktion für alle“ LGBT-
Protest in Reims, 2021
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Insbesondere Polen und Ungarn führen 
in Brüssel einen Kampf um die Nutzung 
des Begriffs „gender equality“. Sie be-
ziehen sich dabei auf die Formulierung 
„equality between women and men“ im 
Vertrag über die Europäische Union. Die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
ist bereits 1957 mit dem Vertrag von Rom 
als Grundprinzip der Europäischen Union 
durch das Prinzip der gleichen Bezah-
lung für gleichwertige Arbeit eingeführt 
worden. Durch das Weglassen des Zu-
satzes „zwischen Frauen und Männern“ 
zugunsten der aktuelleren und inklusi-
veren Formulierung „Gleichstellung der 
Geschlechter“ sehen Gegner der Bezeich-
nung ihre Befürchtungen gegenüber der 
„Gender-Ideologie“ bestätigt: die so wahr-
genommene Auflösung der zwei „natür-
lichen“ Geschlechter Mann und Frau.1 Ein 
konkretes Beispiel ist die Erklärung von 
Porto zu sozialen Angelegenheiten, die 
am 8. Mai 2021 vom Europäischen Rat an-
genommen wurde. Mehrere Medien be-
richteten im Vorfeld, dass Polen und Un-
garn die Formulierung „promote gender 
equality“ (Gleichstellung der Geschlechter 
fördern) in Punkt 10 der Porto-Erklärung 
blockiert und sich zusätzlich für den 
Verweis auf den Grundsatz 2 der Europäi-
schen Säule sozialer Rechte stark gemacht 
hätten, der fordert: „Die Gleichbehand-
lung und Chancengleichheit von Frauen 
und Männern muss in allen Bereichen ge-
währleistet und gefördert werden“. In der 
finalen Fassung kommt das Wort „gender“ 
nicht vor. Es wird nun die Formulierung 
„promote equality […] for every individual 
in our society“ (Gleichberechtigung und 
Gerechtigkeit für alle Mitglieder unserer 
Gesellschaft fördern) verwendet.2

1	� POLITICO: EU’s foreign policy gender plan 
faces resistance from Poland and Hungary 
(25.11.2020), vgl. auch Kováts (2019): Neuen 
Mut statt neue Tabus – Dilemmata der Gender-
politik in der EU überwinden, Gunda Werner 
Institut, Heinrich Böll Stiftung (online).

2	� EURACTIV: Poland, Hungary block ‘gender 
equality’ from EU social summit (08.05.2021).

Kampf um den Begriff „Gender“ 
in offiziellen Dokumenten

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/05/08/the-porto-declaration/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/05/08/the-porto-declaration/
https://www.politico.eu/article/eus-gender-equality-push-for-external-relations-faces-trouble-from-the-inside/
https://www.politico.eu/article/eus-gender-equality-push-for-external-relations-faces-trouble-from-the-inside/
https://www.gwi-boell.de/de/2019/04/29/neuen-mut-statt-neue-tabus-dilemmata-der-genderpolitik-der-eu-ueberwinden
https://www.gwi-boell.de/de/2019/04/29/neuen-mut-statt-neue-tabus-dilemmata-der-genderpolitik-der-eu-ueberwinden
https://www.gwi-boell.de/de/2019/04/29/neuen-mut-statt-neue-tabus-dilemmata-der-genderpolitik-der-eu-ueberwinden
https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/poland-hungary-block-gender-equality-from-eu-social-summit/
https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/poland-hungary-block-gender-equality-from-eu-social-summit/


Seite 6

Diese Argumentationslinien beruhen alle auf dem Mobilisieren von Emotionen wie 
Angst oder Wut. Die „Gender-Ideologie“ wird als Bedrohung einer bestimmten Ord-
nung (z. B. Geschlechterrollen, Familie) dargestellt und mit den vermeintlichen Kon
sequenzen (z. B. Gefährdung des Kindeswohls, Einschränkung von (Religions-)Freiheit) 
wird Angst geschürt sowie Wut auf politische Korrektheit, „die Eliten“ oder die Politik.20

Der Fokus auf die „traditionelle“  
Familie, das „natürliche“ (d. h. bi-
näre) Verständnis von Geschlecht 
sowie die Verknüpfung dieser The-
men mit dem Schutz von Kindern 
vor der „Propagierung von Homo-
sexualität“ oder der „Abschaffung 
der Familie“ sind die klassischen 
Argumentationslinien der Anti-
Gender-Bewegung. Es lässt sich 
jedoch feststellen, dass sich die 
Anti-Gender-Bewegung neben den 
religiösen und konservativen Argu-

mentationsmustern mittlerweile auch oft wissenschaftliche oder menschenrechtliche 
Ansätze aneignet und diese uminterpretiert. Ein Muster ist das Narrativ, dass es konkur-
rierende Rechtsnormen gebe. Beispielsweise wird das Argument, internationales Recht 
schütze das Recht auf Leben vor der Geburt herangezogen, um ein Abtreibungsverbot 
zu begründen.21

Entsprechend haben sich, neben den etwas verstaubt daherkommenden kirchlichen 
und konservativen Akteuren, eine Reihe neuer zivilgesellschaftlicher Initiativen ge-
gründet, die sich als „besorgte Bürgergruppen“ darstellen und oft großangelegte Anti-
Gender-Kampagnen inszenieren und Proteste organisieren. Beispiele hierfür sind Manif 
pour Tous (Frankreich, Italien), Demo für Alle (Deutschland), U ime obitelji (Kroatien) 
oder Civilna iniciativa za družino in pravice otrok (Slowenien), die ein wesentlich breite-
res Publikum erreichen, da sie jünger und moderner erscheinen. Indem sie liberale Wer-
te wie Individualismus, Menschenrechte und Gleichstellung der Geschlechter oder auch 
den globalen Kapitalismus kritisieren, erreichen sie eine neue transnationale politische 
Mobilisierung. Diese Anti-Gender-Gegner bilden eine anti-elitäre Zivilgesellschaft, die 
Individualismus und Minderheitenrechte als Hauptwerte liberaler Demokratien ableh-
nen. Diese Bewegungen können dabei als Schirmorganisation für mehrere Unterorga-
nisationen fungieren und sich transnational über Europa hinweg verbinden.22

Wie sich das Erstarken der Anti-Gender-Bewegung in Europa 
zeigt: Der „War on Gender“ gegen die Istanbul-Konvention

Ein Beispiel, welches gut illustriert, wie die Anti-Gender-Bewegung derzeit auf verschie-
denen Ebenen (national, europäisch, institutionell) und mit unterschiedlichen Narrati-
ven (siehe Länderbeispiele) gegen Menschenrechte von LGBTIQ*-Personen und Frauen 
vorgeht, ist die Istanbul-Konvention.

Die 2011 in Istanbul unterzeichnete und 2014 in Kraft getretene Istanbul-Konvention ist 
das bisher weitreichendste international rechtsverbindliche Instrument zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt. Der Konvention 
liegt ein umfassender und weiter Gewaltbegriff, der grundsätzlich alle Formen von 
Gewalt umfasst, zugrunde. Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt stellen laut 
Übereinkommen eine Menschenrechtsverletzung dar. Sie sind Ausdruck eines histo-
risch gewachsenen ungleichen Machtverhältnisses zwischen Männern und Frauen und 
als Folge struktureller Diskriminierung zu sehen. In diesem Zusammenhang wird in der 

20	� Sauer (2021): Affekte und Emotionen in Anti-Gender-Mobilisierungen. Blog interdisziplinäre Geschlechterforschung 
(online).

21	� Denkovski et al. 2021: 53 f. 
22	� Kuhar & Paternotte 2017: 260; 264 ff., Korolczuk & Graff 2018: 798 f.

Christopher Street Day in Köln, 2019
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https://www.gender-blog.de/beitrag/affekte-emotionen-antigender
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Konvention der Begriff „Gender“ – 
der bereits bei der Erarbeitung der 
Konvention kontrovers diskutiert 
wurde – definiert im Sinne von 
gesellschaftlich geprägten Rollen, 
Verhaltensweisen, Tätigkeiten und 
Merkmalen, die eine bestimmte 
Gesellschaft als für Frauen und 
Männer angemessen ansieht. Die 
Vertragsparteien sind verpflichtet, 
Vorurteilen, Bräuchen und Traditio-
nen etc., die auf der Vorstellung der 
Unterlegenheit der Frau oder auf 
Rollenzuweisungen für Frauen und 
Männer beruhen, zu beseitigen. 

Die Rechte von LGBTIQ*-Personen sind nach wie vor nicht ausreichend in internationa-
lem und nationalem Recht anerkannt. Auch im Text der Istanbul-Konvention gibt es kei-
ne strukturelle Anerkennung dieser Rechte.23 Die Vertragsparteien sind jedoch bei der 
Umsetzung der Istanbul-Konvention und insbesondere bei Maßnahmen zum Schutz 
der Rechte der Opfer verpflichtet, von Gewalt betroffene Personen unter anderem nicht 
aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung oder Geschlechtsidentität zu diskriminieren.24 Der 
Europarat bekräftigt hierzu, dass lesbische, bisexuelle und trans* Frauen in ihrem Recht, 
ein Leben frei von Gewalt zu führen, Zugang zu Schutzmaßnahmen erhalten müssen. 
Im Falle von häuslicher Gewalt können ergänzend auch schwule Männer zur Opfer-
schutzgruppe gehören.25

Kontroversen über die der Istanbul-Konvention zugrundeliegenden Konzepte von Gen-
der als sozialem Konstrukt und Gewalt als umfassendem strukturellen Phänomen haben 
in den vergangenen Jahren zu einer immer stärkeren Politisierung des Themas durch 
eine sich transnational organisierende Anti-Gender-Bewegung geführt. Die Istanbul-
Konvention wird dabei als Trojanisches Pferd dämonisiert, durch welches der Europarat 
die gleichgeschlechtliche Ehe und mehr Rechte für LGBTIQ*-Personen unbemerkt „ein-
zuschleusen“ versuche. Es wird argumentiert, dass die „Gender-Ideologie“ ein von „au-
ßen“ bzw. „oben“ auferlegtes Konzept sei, welches vorherrschende traditionelle Werte 
und Vorstellungen des Landes abwerte und beispielsweise die „natürliche Ordnung 
der Geschlechter“ bedrohe. Durch eine fehlende Abgrenzung zwischen Männern und 
Frauen würden zudem Frauen nur noch stärker benachteiligt werden. Die Anti-Gender-
Bewegung stellt somit nicht Gewalt gegen Frauen, das Kernthema der Konvention, in 
den Mittelpunkt, sondern konstruiert den Beitritt zur Konvention als „Einfallstor“ für 
den Verfall traditioneller Werte und Leitbilder durch die „Gender-Ideologie“.26

Die Anti-Gender-Bewegung hat zunehmend Erfolg mit dieser Politisierung des Themas 
Gewalt gegen Frauen und hat letztlich zu den beobachteten Backsliding-Tendenzen in 
mehreren Staaten geführt: 

•	 Bulgarien hat die Konvention 2016 unterzeichnet. 2018 hat das bulgarische Verfas-
sungsgericht die Istanbul-Konvention als verfassungswidrig erklärt. In einem Acht-
zu-Vier-Urteil erklärte das Verfassungsgericht, dass die Nutzung des Begriffes Gender 
als soziales Konstrukt im Sinne der Konvention gegen die bulgarische Verfassung 

23	� Niemi et al (2020): International Law and Violence Against Women: Europe and the Istanbul Convention. Routledge, 
S. 82.

24	� Istanbul-Konvention Artikel 4, Paragraph 3.
25	� Die Beobachtungsstelle hat sich mit der Umsetzung der Istanbul-Konvention in verschiedenen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union auseinandergesetzt: Lange et al. (2020): Gewalt gegen Frauen – Zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention in Dänemark, Finnland und Österreich, Arbeitspapier Nr. 21, Lesben- und Schwulenverband (LSVD): 
Istanbul-Konvention: Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen (online), Europarat: Council of Europe 
Convention on Preventing and Combating Violence against Women and Domestic Violence: Questions and answers 
(online).

26	� Online-Seminar zum Thema Backlash against Women’s Rights and the Istanbul Convention (Videomitschnitt auf 
Youtube), Niemi et al 2020: 260, Europarat (2021): Conference Report – Gender equality and the Istanbul Convention: 
a decade of action. S. 17 ff. (online).
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„Nicht eine mehr“ Protest gegen häusliche Gewalt und 
Femizide in Paris, 2020

Die Istanbul-Konvention wurde zwar am 
13. Juni 2017 im Namen der Europäischen 
Union unterzeichnet, bisher jedoch nicht 
ratifiziert, da kein entsprechender Be-
schluss des Rates erging. Der Rat machte 
die Annahme eines solchen Beschlusses 
bisher von der Einstimmigkeit der Mit-
gliedstaaten abhängig. Der Gerichtshof 
der Europäischen Union (EuGH) hat am 
6. Oktober ein Gutachten: Überein-
kommen von Istanbul angenommen, 
welches klarstellt, dass die Europäische 
Union der Istanbul-Konvention ohne 
Einstimmigkeit im Rat beitreten kann. Das 
Übereinkommen beinhaltet laut EuGH 
sowohl Zuständigkeitsbereiche der EU 
als auch der Mitgliedstaaten, weshalb 
es sowohl die EU als auch die einzelnen 
Mitgliedstaaten unterzeichnen müssten. 
Im Einzelnen argumentiert das Gutachten, 
dass der Rat beim Erlass eines Beschlusses 
über den Abschluss des Übereinkommens 
keine einstimmige Entscheidung aller 
Mitgliedstaaten brauche, da das bereits in 
den Verträgen (Art. 218 AEUV) festgelegte 
Abstimmungsverfahren der qualifizierten 
Mehrheit nicht um einen neuen vorgela-
gerten Schritt der Einstimmigkeit erwei-
tert werden dürfe.

Beitritt der Europäischen Union 
zur Istanbul-Konvention

https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/0bf19d92a2.pdf
https://beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de/f/0bf19d92a2.pdf
https://www.lsvd.de/de/ct/544-Istanbul-Konvention-Verhuetung-und-Bekaempfung-von-Gewalt-gegen-Frauen
https://rm.coe.int/istanbul-convention-questions-and-answers/16808f0b80
https://rm.coe.int/istanbul-convention-questions-and-answers/16808f0b80
https://www.bergenglobal.no/events/backlash-against-women-s-rights-and-the-istanbul-convention/
https://rm.coe.int/final-prems-rapport-de-berlin-may-2021/1680a3d7fd
https://rm.coe.int/final-prems-rapport-de-berlin-may-2021/1680a3d7fd
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2021-10/cp210176de.pdf
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2021-10/cp210176de.pdf
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verstoße, da diese ein binäres Verständnis von Geschlecht – männlich und weiblich – 
festlege.27

•	 Polen hat die Konvention bereits 2015 ratifiziert. Derzeit läuft jedoch im Parlament 
eine Gesetzesinitiative zum Austritt. Der entsprechende Gesetzentwurf „Yes to Family, 
No to Gender“ wurde am 30. März 2021 vom polnischen Parlament zur Weiterarbeit 
an die parlamentarischen Ausschüsse gegeben. Die polnische Regierung selbst argu-
mentiert, dass die Istanbul-Konvention die Religion nicht respektiere und die „Gen-
der-Ideologie“ fördere. Es wird befürchtet, dass die Konvention durch einen neuen 
Vertrag ersetzt werden soll, der mitunter gleichgeschlechtliche Ehen verbietet.28

•	 Die Slowakei hatte die Konvention mit als einer der ersten Staaten 2011 unterzeich-
net. 2019 entschied das slowakische Parlament, die Konvention nicht zu ratifizieren. 
Gegner der Konvention, darunter Repräsentanten der katholischen Kirche, kritisierten 
in den vergangenen Jahren immer wieder, dass mit der Konvention unter dem Deck-
mantel des Schutzes der Frauenrechte die sogenannte „Gender-Ideologie“ propagiert 
und die „Homo-Ehe“ ermöglicht werde. Das Thema Frauenschutz sei zu ernst, als dass 
Versuche hingenommen werden dürften, in seinem Rahmen die „Gender-Ideologie“ 
unterzuschieben.29

•	 Ungarn hat die Konvention 2014 unterzeichnet, jedoch hat das Parlament 2020 eine 
Resolution verabschiedet, welche die Regierung auffordert, die Konvention nicht zu 
ratifizieren. Als Begründung wird die Definition von Gender in der Konvention sowie 
die Anerkennung geschlechtsspezifischer Gewalt als Form der Verfolgung in Asylver-
fahren angeführt. Beides gefährde die ungarische Kultur, Gesetze, Traditionen und 
nationale Werte.30 

•	 Die Türkei hatte die Konvention 
mit als einer der ersten Staaten 
2011 ratifiziert und bereits ein 
Gesetz erlassen, welches sich auf 
die Bestimmungen der Istanbul-
Konvention bezieht. Per Dekret 
hatte der türkische Ministerpräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan den 
Austritt zehn Jahre später zum 
1. Juli 2021 veranlasst. Als Begrün-
dung wurde angeführt, dass die 
Konvention Homosexualität nor-
malisiere, was den traditionellen 
gesellschaftlichen und familiären 
Werten der Türkei widerspreche.31

Die nationalstaatlichen Entwicklungen führen auch zu einer Blockadehaltung einzelner 
Mitgliedstaaten hinsichtlich des Beitritts der Europäischen Union zur Istanbul-Konven-
tion. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hatte diesen zu einer der wichtigs-
ten Prioritäten der Europäischen Kommission gemacht.

27	� Human Rights Watch (2018): Speak Out to Protect Bulgaria’s Women (online), Darakcho (2019): „The Western Femi-
nists Want to Make Us Gay“: Nationalism, Heteronormativity, and Violence Against Women in Bulgaria in Times of 
„Anti‑gender Campaigns“. Sexuality & Culture, 23(4), S. 1209.

28	� Euronews: Istanbul Convention: Poland moves a step closer to quitting domestic violence treaty (01.04.2021), Balkan 
Insight: Poland’s Replacement for Istanbul Convention Would Ban Abortion and Gay Marriage (15.03.2021).

29	� EURACTIV: Slowakei lehnt Übereinkommen gegen Gewalt gegen Frauen ab (01.12.2019), Nachrichtendienst Östliche 
Kirchen: Slowakei: „Istanbul-Konvention“ wird nicht ratifiziert (19.03.2021).

30	� Index: Hungarian Parliament refuses to ratify the Istanbul Convention for its asylum provisions and inclusion of gender 
(05.05.2020). 

31	� Weitere Informationen und Berichterstattung von Deutsche Welle, BBC.
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Im Rainbow Index, den die Dachor-
ganisation der LGBTIQ*-Verbände in 
Europa, ILGA-Europe, gemeinsam mit 
Aktivist*innen erstellt, belegt Polen den 
letzten Platz unter den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union. Der Index ist 
ein laufend aktualisiertes Vergleichsinst-
rument, das 49 europäische Staaten hin-
sichtlich ihrer LGBTI-Gleichstellungsge-
setze und Gleichstellungspolitik bewertet. 
ILGA-Europe hat außerdem einen Zeit-
strahl des Anstiegs der Hetze gegen 
LGBT-Personen in Polen von 2018 bis  
September 2021 erstellt.

Die nationalkonservative polnische Re-
gierungspartei Recht und Gerechtigkeit 
(PiS) nutzt insbesondere die Narrative des 
Angriffs auf das traditionelle Familienbild 
und der Gefährdung des Kindeswohls, 
um eine LGBTIQ*-feindliche Stimmung 
zu schüren und entsprechende legislati-
ve Maßnahmen zu begleiten. Dies geht 
einher mit antifeministischen Angriffen 
auf sexuelle und reproduktive Rechte. 
Beispielweise gibt es einen Gesetzesent-
wurf, der Sexualaufklärung an Schulen 
verbieten soll, dessen Text unter anderem 
bereits die Vermittlung von Information 
über oder Akzeptanz von LGBTIQ*-
Personen gegenüber Minderjährigen als 
Propaganda betrachtet. Insbesondere 
während des Wahlkampfes im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahlen 2020 wurde die 
Hetze gegen LGBT-Personen besonders 
stark: Während einer Wahlkampfveran-
staltung sagte der damals amtierende 
und im folgenden wiedergewählte Präsi-
dent Andrzej Duda, es handele sich nicht 
um Menschen, sondern eine Ideologie. 
Beginnend im Sommer 2019 hatten 
sich zwischenzeitlich gut ein Drittel der 
polnischen Gemeinden, Kreise und Woi-
wodschaften als „LGBT-Ideologie-freie 
Zone“ erklärt. Die ursprüngliche Formu-
lierung einer Zeitung, die Aufkleber mit 
der Aufschrift „LGBT-freie Zone“ verteilte, 
war zuvor gerichtlich verboten worden. 
LGBT-Personen, die in den hauptsächlich 
im Südosten liegenden Gebieten leben, 
berichten von einer deutlichen Zunahme 
von offener Diskriminierung.

Mittlerweile hat sich die Anzahl der „Zo-
nen“ in Polen um die Hälfte reduziert: 
Die polnische Region Swietokrzyskie hat 
am 22. September einen Antrag gegen 
die sogenannte „LGBT-Ideologie“ für 
nichtig erklärt, nachdem die Europäische 
Union angedroht hatte, die Finanzierung 
im Rahmen des REACT-EU-Programms 
(Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und 
die Gebiete Europas) auszusetzen. Drei 
weitere Regionen folgten und stimmten 
ebenfalls für die Absetzung ihrer regiona-
len Anti-LGBT-Resolutionen.1

1	� Die Zeit: Polnische Region hebt Status als 
„LGBT-freie Zone“ auf (23.09.2021), Lesben- und 
Schwulenverband (LSVD): „LSBTI-freie Zonen“ 
in Polen – Steigender Hass im Nachbarland 
(online), Brinkschröder 2021: 297-310.

„LGBT-Ideologie-freie Zonen“ 
in Polen

Protest gegen den Austritt aus der Istanbul-Konvention  
in Istanbul, 2021

https://www.hrw.org/news/2018/10/10/speak-out-protect-bulgarias-women
https://www.euronews.com/2021/04/01/istanbul-convention-poland-moves-a-step-closer-to-quitting-domestic-violence-treaty
https://balkaninsight.com/2021/03/15/polands-replacement-for-istanbul-convention-would-ban-abortion-and-gay-marriage/
https://www.euractiv.de/section/eu-innenpolitik/news/gegen-gewalt-an-frauen-slowakei-macht-nicht-mit/?utm_source=EURACTIV&utm_campaign=dcd7ef33d4-RSS_EMAIL_DE_SozialesEuropa&utm_medium=email&utm_term=0_c59e2fd7a9-dcd7ef33d4-116277275
https://noek.info/nachrichten/ostmitteleuropa/slowakei/1467-slowakei-istanbul-konvention-wird-nicht-ratifiziert
https://index.hu/english/2020/05/05/istanbul_convention_rejected_parliament_hungary_fidesz_kdnp/
https://www.dw.com/en/turkey-to-pull-out-of-istanbul-convention-on-violence-against-women/a-58114681
https://www.bbc.com/news/world-europe-56516462
https://www.rainbow-europe.org/country-ranking#eu
https://www.ilga-europe.org/
https://ilga-europe.org/sites/default/files/Poland-Anti-LGBT-Timeline.pdf
https://ilga-europe.org/sites/default/files/Poland-Anti-LGBT-Timeline.pdf
https://ilga-europe.org/sites/default/files/Poland-Anti-LGBT-Timeline.pdf
https://www.zeit.de/zustimmung?url=https%3A%2F%2Fwww.zeit.de%2Fgesellschaft%2Fzeitgeschehen%2F2021-09%2Fpolen-lgbt-freie-zone-eu-finanzieller-druck-aufhebung-suedpolen
https://www.zeit.de/zustimmung?url=https%3A%2F%2Fwww.zeit.de%2Fgesellschaft%2Fzeitgeschehen%2F2021-09%2Fpolen-lgbt-freie-zone-eu-finanzieller-druck-aufhebung-suedpolen
https://www.lsvd.de/de/ct/2227-quot-LSBTI-freie-Zonen-quot-in-Polen-Steigender-Hass-im-Nachbarland
https://www.lsvd.de/de/ct/2227-quot-LSBTI-freie-Zonen-quot-in-Polen-Steigender-Hass-im-Nachbarland
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Die Anti-Gender-Bewegung: Akteure und Diskurse

Damjan Denkovski ist stellvertretender Geschäftsführer des Centre for Feminist Foreign 
Policy (CFFP) und befasst sich mit Fragen zur Anti-Gender-Bewegung. Das CFFP ist eine 
internationale Forschungs-, Interessenvertretungs- und Beratungsorganisation, die einen 
intersektionalen feministischen Ansatz in der Außen- und Sicherheitspolitik fördern will. 
Als überparteiliche Organisation ruft das CFFP Regierungen dazu auf, feministische Werte 
in ihren politischen Entscheidungsprozessen umzusetzen und arbeitet mit einer Reihe von 
Regierungen, Aktivist*innen und anderen Organisationen zusammen, um eine feministische 
Außenpolitik auf globaler Ebene voranzutreiben.

Die Anti-Gender-Bewegung ist eine bestens organisierte (aber nicht zentralisierte), gut 
finanzierte, transnationale Bewegung, die daran arbeitet, Frauenrechte, LGBTIQ*-Rech-
te und die Zivilgesellschaft zu untergraben. 

Diese Akteure wenden sich vordergründig gegen die „Gender-Ideologie“. Wir 
dürfen ihre Bemühungen jedoch nicht als reine „Gegenbewegung“ betrachten, 
sondern müssen ihre Beweggründe als Machtbestrebungen und Versuche der 
Aufrechterhaltung oder Förderung sozialer und politischer Hierarchien ange-
sichts deren (vermeintlichen) Niedergangs verstehen.

Der Kontext eines schrumpfenden zivilgesellschaftlichen Raums und des allgemeinen 
Rückgangs der Freiheit auf der ganzen Welt ist für das Begreifen solcher Versuche ent-
scheidend.

Unter den Akteuren der Anti-Gender-Bewegung herrscht große Vielfalt. Man kann die 
Akteure in drei Gruppen einteilen: die Alten, die Neuen und die Verbündeten.32

Die „Alten“

Zu dieser Gruppe gehören Akteure wie die katholische Kirche, rechtsgerichtete Think-
Tanks und Institutionen sowie wohlhabende Einzelpersonen/Familien und ihre Stiftun-
gen, viele davon aus den Vereinigten Staaten. Gewisse russische Oligarchen und in der 
EU ansässige Familienstiftungen können ebenfalls dazu gezählt werden. Diese Akteure 
haben Beziehungen zu Machtzentren in der ganzen Welt aufgebaut – entweder durch 
die Besetzung lokaler und nationaler Behörden und Verwaltungsstellen mit ihren 
Vertreter*innen oder Stellvertreter*innen, durch die Sicherung eines Beobachterstatus 
in internationalen Gremien oder durch die Investition großer Geldsummen zur Förde-
rung ihrer politischen Ziele. 

Die „Neuen“

Zu dieser Gruppe gehören vor allem Initiativen, die in den vergangenen zehn Jahren 
entstanden sind und die sich gegen das Konzept einer „Gender-Ideologie“ wenden. 
Viele von ihnen haben die Form von Initiativen besorgter Eltern oder besorgter 
Bürger*innen, die weltweit erhebliche Überschneidungen in Bezug auf ihre visuelle  
Präsenz, ihr „Branding“ und ihre Botschaften aufweisen. Auch bezüglich der Personen, 
die in diesen Kampagnen auftreten, sowie bei ihren Geldgeber*innen gibt es erheb-
liche Überschneidungen. Zu dieser Gruppe gehören außerdem staatlich organisierte 
und/oder geförderte Nichtregierungsorganisationen (GONGOs) und andere Institutio-
nen, die gleichstellungsfeindliche Ansichten vertreten, sowie politische Parteien auf der 
ganzen Welt (ideologisch sowohl von der linken als auch von der rechten Seite des poli-
tischen Spektrums kommend), die entweder zu diesem Zweck gegründet wurden oder 
aus politischen Gründen auf den Zug der Anti-Gender-Bewegung aufgesprungen sind.

32	� Kuhar, R. & Paternotte, D., 2017. The anti-gender movement in comparative perspective. In: Anti-Gender Campaigns 
in Europe. Mobilizing Against Gender Equality. o. O.: Rowman and Littlefield, S. 253–272.
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Im März 2021 veröffentlichte das CFFP die 
vom deutschen Auswärtigen Amt und 
dem finnischen Außenministerium unter-
stützte Studie Power over rights (Macht 
vor Rechten). Die Studie umfasst auch den 
Bericht „Understanding and countering 
the transnational anti-gender movement“ 
(Die transnationale Anti-Gender-Bewe-
gung verstehen und ihr entgegenwirken). 
Dieser Bericht bietet eine vergleichende 
Analyse der Geschichte, Narrative und 
Strategien der Anti-Gender-Bewegungen 
sowie fünf Fallstudien, in denen Anti-
Gender-Aktivitäten in fünf spezifischen 
Kontexten analysiert werden.1

1	� Denkovski, D., Bernarding, N. und Lunz, K. 
(2021). Power over rights: Understanding and 
countering the transnational anti-gender  
movement.

Studie Power over rights

https://centreforfeministforeignpolicy.org/our-story
https://centreforfeministforeignpolicy.org/our-story
https://centreforfeministforeignpolicy.org/power-over-rights-understanding-and-countering-the-antigender-campaigns
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Die „Verbündeten“

Die Unterstützung der Verbündeten äußert sich in diesem Zusammenhang auf zwei 
Arten: entweder in Form einer unkritischen Darstellung der Ansichten der Anti-Gender-
Bewegung als legitime Bewegung, die sich für gewisse Rechte einsetzt oder in Form 
der aktiven Förderung ihrer Weltanschauung. Zu dieser Gruppe gehören demnach vor 
allem Akademiker*innen, Politiker*innen, Unternehmen und Journalist*innen/Medien. 

Diskurs

Die diskursiven Framing-Strategien der Anti-Gender-Bewegung beruhen auf Unschärfe 
und dem Erzeugen von Angst. Bis in die 2010er Jahre konzentrierte sich ein Großteil 
der Rhetorik auf die Verteidigung dessen, was als „normal“ oder „natürlich“ (oft in reli-
giöser Hinsicht) wahrgenommen wurde. Zwar hat sich ein Großteil der Argumentation 
der Anti-Gender-Bewegung seither von naturalistischen und religiösen Argumenten 
entfernt, doch gerade die Angst um das Kindeswohl findet bei den Zielgruppen die-
ser Bewegungen nach wie vor große Resonanz. Der Widerstand gegen Frauen- und 
LGBTIQ*-Rechte wird inzwischen anders konstruiert und gerechtfertigt: Wir stellen fest, 
dass zunehmend auf säkulare, wissenschaftliche oder sogar menschenrechtliche Begrif-
fe zurückgegriffen wird, um gegen Gleichstellung zu argumentieren.

Was diese Akteur*innen eint, ist die Fähigkeit, „verschiedene Diskurse zu einer 
großen Bedrohung zu verschmelzen“33 und „Gender/Gender-Ideologie“ als „An-
griff auf mindestens eines der drei Ns“ zu konstruieren, die diese Akteur*innen 
zu verteidigen vorgeben: Natur, Nation, Normalität.34

Die Akteur*innen entstammen nicht derselben ideologischen Struktur, und sie teilen 
oft nicht „denselben ideologischen Bezugsrahmen“35. Gelegentlich stehen sie bei be-
stimmten Themenbereichen sogar in Opposition zueinander und ihre Beweggründe, 
Anti-Gender-Kampagnen voranzutreiben oder zu unterstützen, können sehr unter-
schiedlich sein. Sie haben jedoch erfolgreich den inhaltsleeren Begriff einer „Gender-
Ideologie“ konstruiert, der eine Vielzahl von Themen zu einer einzigen Bedrohung  
verschmilzt, gegen die sich leicht emotional mobilisieren lässt. „Gender-Ideologie“ ist 
somit ein politisch opportuner Begriff, der sich auf eine Reihe von Vorstellungen bezie-
hen kann, die vor allem vom Bild radikaler „Gender-Feministinnen“ und einer „Homo
sexuellen-Agenda“ geprägt sind. Diese würden demnach Ideale vorantreiben, bei  
denen die natürliche Ordnung der Dinge (also die natürliche Hierarchie zwischen  
Männern und Frauen) abgelehnt und die anthropologischen Grundlagen der Familie – 
und damit der Gesellschaft an sich – untergraben würden. 

Dieses Konzept bietet sowohl 
einen Rahmen für das Verstehen 
und Bewerten der Fortschritte 
in Sachen Frauen- und LGBTIQ*-
Rechte auf internationaler Ebene 
als auch einen Oberbegriff, mit 
dem die Anti-Gender-Bewegung 
mobilisieren kann, indem sie 
„Gender“ als Bedrohung für die 
gesamte Gesellschaft darstellt. 

Die genannten Ansätze beruhen 
auf der Hierarchisierung von Rech-

ten. Das bedeutet, dass gewisse Rechte (in diesem Fall diejenigen, die als mit „traditio-
nellen“ Werten konform angesehen werden) Vorrang vor den Rechten von Frauen und 
LGBTIQ*-Personen haben sollten. Alle derartigen Ideen bauen auf angstbasierte Reak-
33	� Kuhar, R. & Paternotte, D., 2017. The anti-gender movement in comparative perspective. In: Anti-Gender Campaigns 

in Europe. Mobilizing Against Gender Equality. o. O.: Rowman and Littlefield, S. 253–272.
34	 Ebd.
35	 Ebd.

Internationaler Frauentag in Berlin, 2020
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Der globale Aufstieg rechter bis rechts-
radikaler Politik sowie von Desinforma-
tionskampagnen hat das Wachstum der 
Anti-Gender-Bewegung begünstigt. Es 
gibt signifikante Überschneidungen im 
Diskurs der Anti-Gender-Bewegung und 
rechter Akteur*innen: ihr Widerstand 
gegen die Globalisierung und ihre Skepsis 
gegenüber internationalen Normen, ihr 
Nationalismus und ihre rassistisch be-
gründeten Ängste, ihr Sündenbockden-
ken und ihre Konstruktion von Verschwö-
rungstheorien. Gleichzeitig ist es wichtig 
festzustellen, dass es zwar erhebliche 
Überschneidungen und Wechselwirkun-
gen zwischen der Anti-Gender-Bewegung 
und der extremen Rechten gibt, sie aber 
nicht dasselbe sind: Linke Akteur*innen 
können ebenfalls Anti-Gender-Positionen 
vertreten; und rechte Akteur*innen kön-
nen feministische Rhetorik als Teil einer 
fremdenfeindlichen und rassistischen 
Argumentation einsetzen. Siehe Power 
over Rights Volume 1, Section 1.3.

Anti-Gender-Kampagnen und 
Rechtspopulismus

https://centreforfeministforeignpolicy.org/power-over-rights-understanding-and-countering-the-antigender-campaigns
https://centreforfeministforeignpolicy.org/power-over-rights-understanding-and-countering-the-antigender-campaigns
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tionen und sollen die Behauptung verfestigen, bei gleichen Menschenrechten für alle 
handele es sich um radikale und destabilisierende Ideen. Wird eine solche Vorstellung 
dekonstruiert und festgestellt, dass es tatsächlich nichts Radikales an sich hat, das Kon-
zept der Menschenrechte auf traditionell marginalisierte Gruppen auszudehnen, wird 
deutlich, dass es in Wirklichkeit die Anti-Gender-Bewegung selbst ist, die radikale Ideen 
vorantreibt. Insgesamt befürwortet sie eine Weltordnung, die die Vorherrschaft des 
weißen, heterosexuellen Cis-Mannes aus dem globalen Norden aufrechterhält.

Strategische transnationale Finanzierungsstrukturen

Neil Datta ist Sekretär des Europäischen Parlamentarischen Forums für sexuelle und repro-
duktive Rechte (EPF) und Autor des neu veröffentlichten Berichts vom Juni 2021: Tip of the 
Iceberg: Extremist Religious Funding against Human Rights for Sexuality and Reproduction 
in Europe – 2009 to 2018 (Die Spitze des Eisbergs: Extremistisch-religiöse Finanzierung gegen 
Menschenrechte im Bereich Sexualität und Reproduktion in Europa – 2009 bis 2018). 

Das Aufkommen der Anti-Gender-Bewegung in Europa wurde zunächst unterschätzt, 
da viele davon ausgingen, es handele sich um ein bekanntes Relikt einer religiösen 
Lobby. Dann fing die Bewegung jedoch an, öffentliche Unterstützung zu erlangen, die 
Politik zu beeinflussen und die politische Landschaft zu gestalten. Seitdem sehen sich 
viele Akteur*innen gezwungen, dem Aufkommen einer breiteren Anti-Gender-Be-
wegung mehr Aufmerksamkeit zu schenken – einer Bewegung, die sich auf eine 
Reihe scheinbar nicht miteinander verbundener Themen konzentriert und de-
ren Bandbreite von den bekannten Angriffspunkten Abtreibung und LGBTIQ*-
Rechte bis hin zum Kampf gegen die Gleichstellung der Geschlechter reicht. Eine 
oft gestellte Frage, die für das Verständnis des Entstehens einer solchen neuen sozialen 
Bewegung unerlässlich ist, lautet: Wie wird die Anti-Gender-Bewegung finanziert?

Im Laufe der Jahre hat es ein ständiges „Tröpfeln“ an Informationen über die Finanzie-
rungsquellen für europäische Anti-Gender-Akteure gegeben. Bisher wurden nur sehr 
wenige Versuche unternommen, die verschiedenen vorhandenen Informationen zu-
sammenzutragen, und sie über nationale Grenzen und Regionen oder Themenbereiche 
hinweg miteinander zu vergleichen.

Im neuen EPF-Bericht „Tip of the 
Iceberg: Extremist Religious Funding 
against Human Rights for Sexuality 
and Reproduction in Europe – 2009 
to 2018“ wird versucht,  
diese Wissenslücke in Bezug auf 
das Finanzierungssystem für den 
Kampf religiöser Extremist*innen 
zum Abbau der Menschenrechte in 
Europa zu schließen.

In Teil 1: Tip of the Iceberg (Die 
Spitze des Eisbergs) werden in 
diesem Bericht für den Zeitraum 
2009–2018 Finanzmittel in Höhe 
von 707,2 Millionen US-Dollar 
für Anti-Gender-Arbeit ermit-
telt. Diese Gelder stammen von 
einer Gruppe aus 54 Organisa-

tionen, darunter NGOs, Stiftungen, religiöse Organisationen und politische Par-
teien. Diese Organisationen stammen hauptsächlich aus drei geografischen Regionen: 
den Vereinigten Staaten, der Russischen Föderation und Europa (ohne Russland).
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Tip of the Iceberg Report

https://www.epfweb.org/
https://www.epfweb.org/
https://www.epfweb.org/node/837
https://www.epfweb.org/node/837
https://www.epfweb.org/node/837
https://www.epfweb.org/node/837
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In Teil 2: Beneath the Iceberg (Unter dem Eisberg) wird ein genauerer Blick auf die Quel-
len dieser Anti-Gender-Mittel in Europa geworfen. Dabei werden vier Mechanismen der 
Ressourcenmobilisierung identifiziert: 

1.	Fundraising an der Basis;
2.	Unterstützung durch sozioökonomische Eliten;
3.	öffentliche Mittel; 
4.	und religiöse Akteure. 

Der Bericht wird mit zwei Fallstudien abgeschlossen, in denen erklärt wird, wie religiöse 
Extremist*innen grenzüberschreitend zusammenarbeiten, um neue Anti-Gender-Initi-
ativen ins Leben zu rufen. Außerdem werden die sich überschneidenden normativen, 
wirtschaftlichen und politischen Motivationen, die die verschiedenen Akteur*innen 
in den Anti-Gender-Aktivismus treiben, analysiert. Das Bild, das sich ergibt, ist das 
einer transnationalen Gemeinschaft gleichgesinnter religiöser Extremist*innen 
und ihnen nahestehender rechtsextremer Akteur*innen, die strategische Finan-
zierungsentscheidungen über internationale Grenzen hinweg treffen.

Transfeindlichen Angriffen in Europa entgegentreten

Richard Köhler ist Advocacy Director bei Transgender Europe (TGEU), einer Organisation, 
die sich für die Stärkung der Rechte und des Allgemeinwohls von trans Menschen in Euro-
pa und Zentralasien einsetzt. TGEU hat 169 Mitgliedsorganisationen aus 47 Ländern. Die 
Organisation ist bestrebt, die unterschiedlichen Bedürfnisse der Mitglieder im Rahmen von 
Menschenrechtsinstitutionen zu vertreten, die Kapazitäten und Kompetenzen der Mitglieder 
auszubauen, um den Bedürfnissen lokaler Communities gerecht zu werden, und intersek-
tionale sowie dekolonisierte Programme zu entwickeln, um robustere und besser vernetzte 
Trans-Bewegungen zu schaffen.

Transfeindliche Übergriffe nehmen in Europa zu. Oft bleiben sie unbemerkt, da sie im 
Rahmen einer breiteren Gegenreaktion gegen Frauen, Migrant*innen, LGBTIQ-Perso-
nen und andere marginalisierte Gruppen wahrgenommen werden. Der vorliegende 
Beitrag zeigt die Entwicklung dieser Angriffe in einem transnationalen Kontext und 
stellt einige neue Erkenntnisse über Gegenstrategien vor.

Entwicklungen und der transnationale Kontext

In den vergangenen Jahrzehnten 
hat die Bewegung für die Rechte 
von trans Personen viele Fortschrit-
te errungen und die Sichtbarkeit 
von trans Menschen erhöht. Ein 
verstärkter Backlash gegen diese 
Errungenschaften ist in Teilen eine 
Reaktion auf diesen Erfolg. Heute ist 
ein Trend zu grenzüberschreitender 
Anti-Gleichstellungsrhetorik und 
-organisation zu beobachten, der 
sich gegen die Menschenrechte von 
trans Personen richtet. Dieser Trend 

ist Teil eines gut organisierten und weitaus breiteren Angriffs auf die Errungenschaften in 
den Bereichen Frauen, Menschenrechte und offene Gesellschaften. In diesem Zusam-
menhang werden Angriffe auf LGBTQ- und trans Menschen oft als Ansatzpunkte 
betrachtet, um Gesellschaften von der Demokratie wegzutreiben. 

London Pride, 2019
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Den natürlichen Urzustand  
wiederherstellen:  
Die „Agenda Europe“

In seinem Buch „Die ‚Agenda Europe‘. 
Strategien und Ziele eines Netzwerks 
gegen sexuelle und reproduktive 
Gesundheit und Rechte in Europa“ 
von 2018 stellt Neil Datta die „Agenda 
Europe“ vor, eine ursprünglich 2013 von 
US-amerikanischen und europäischen 
Aktivist*innen gegründete Gruppe, die 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 2018 
über 100 menschenrechts-, frauenrechts- 
und LGBTI-feindliche Organisationen in 
mehr als 30 Ländern vereinte. 

Die Entstehung der Organisation, ihr 
normativer Rahmen, ihre Strategien bis 
hin zu einer To-Do-Liste mit lang-, mittel- 
und kurzfristigen Zielen in den Bereichen 
Ehe und Familie, Gleichbehandlung und 
Antidiskriminierung sowie die dahinter-
stehenden Schlüsselakteure werden aus-
führlich dargestellt. 

Ziel der Agenda Europe ist es, bestehende 
Rechtsvorschriften zu grundlegenden 
Menschenrechten in Bezug auf repro-
duktive und sexuelle Rechte rückgängig 
zu machen, unter anderem das Recht auf 
Scheidung, den Zugang zu Empfängnis-
verhütung, Reproduktionsmedizin oder 
Schwangerschaftsabbrüchen, das Recht 
auf Gleichbehandlung für LGBTI-Personen 
oder das Recht, das eigene Geschlecht oh-
ne Angst vor rechtlichen Folgen zu ändern.

Es zeigt sich, dass die Gegenbewegung 
zu reproduktiven und sexuellen Rechten 
in Europa strategisch und transnational 
vom Vatikan ausgehend organisiert ist 
und ein Bündnis verschiedener konserva-
tiver, traditionalistischer und christlicher 
Akteure in Europa darstellt. Das Bündnis 
hat eine präzise politische Agenda, die 
eine Änderung des rechtlichen und ge-
sellschaftlichen Status quo herbeiführen 
soll – diese gemeinsame Vision wird von 
Agenda Europe in dem Manifest „Resto-
ring the natural order“ erläutert. Generell 
wird die Arbeit der Organisation, wie auch 
das genannte Manifest, im Geheimen or-
ganisiert und die Mitglieder dürfen keine 
Informationen über die Organisation oder 
ihre Zielsetzung an Dritte weitergeben. 

https://www.epfweb.org/sites/default/files/2021-03/rtno__DE_epf_online_2021.pdf
https://www.epfweb.org/sites/default/files/2021-03/rtno__DE_epf_online_2021.pdf
https://www.epfweb.org/sites/default/files/2021-03/rtno__DE_epf_online_2021.pdf
https://www.epfweb.org/sites/default/files/2021-03/rtno__DE_epf_online_2021.pdf
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Anti-Trans-Angriffe

In jüngster Zeit haben transfeindliche Attacken und Angriffe in Europa zugenommen, 
was zu einer gefährlichen und greifbaren Abschaffung der Rechte von trans Personen 
sowie zu einer Zurückdrängung ihrer gesellschaftlichen Stellung geführt hat. Einige 
jüngere Beispiele:

•	 Gesetzgeber*innen in Ungarn haben die rechtliche Anerkennung des Geschlechts 
für trans Menschen im Jahr 2020 mit der Begründung abgeschafft, dass das Ge-
schlecht eine unveränderliche Kategorie sei. (Ähnliche transfeindliche Gesetzent-
würfe in Russland und der Slowakei wurden gestoppt, könnten aber jederzeit wieder 
reaktiviert werden.) Die ungarischen Gesetzgeber*innen argumentierten weiter, dass 
Kinder das Recht hätten, gemäß ihres bei der Geburt zugewiesenen Geschlechts auf-
zuwachsen – und übernahmen damit ganz klar das Narrativ zum Thema „Kinderrech-
te“ in diesen Fragen.

•	 Es ist ungewiss, wie das Verfassungsgericht in Bulgarien über einen Antrag auf Prü-
fung der Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Geschlechtsanerkennung entschei-
den wird. Dasselbe Gericht hatte 2018 die Istanbul-Konvention für verfassungswidrig 
erklärt, weil in dieser das Wort „Gender“ verwendet wird.

•	 Im Jahr 2020 wurde in Rumänien ein Anti-Gender-Gesetzesentwurf erst in letzter 
Minute gestoppt. Dieser hätte das Recht auf Bildungsgespräche über die Themen 
Gender und Geschlechtsidentität in Bildungseinrichtungen verboten.

•	 Im Vereinigten Königreich und in Schweden haben Gesundheitsdienstleister 
Minderjährigen den Zugang zu transspezifischer Gesundheitsversorgung verwehrt, 
nachdem ein umstrittenes britisches Gerichtsurteil trans Kindern die Entscheidungs-
freiheit über ihre Geschlechtsidentität abgesprochen hatte.

•	 Ebenso scheiterten im Vereinigten Königreich und in Deutschland gesetzliche 
Reformen zur Selbstbestimmung bei der rechtlichen Anerkennung des Geschlechts. 
Auch in Spanien wurden derartige Reformen vereitelt.

Ein öffentlicher Diskurs, der die Existenz von trans Menschen in Frage stellt, schafft eine 
toxische Atmosphäre für eine ohnehin schon vulnerable Community. Ein erhöhtes Maß 
an Stress, Angst und sogar Suizidalität unter trans Menschen ist die Folge – und zwar 
besonders gravierend unter trans Jugendlichen und denjenigen, die von intersektio-
naler Diskriminierung betroffen sind (beispielsweise aufgrund von Migrationsstatus, 
Ethnizität, HIV-Status, Armut usw.). Diese Auswirkungen werden durch die staatlichen 
Anti-COVID-Maßnahmen, mit denen sich polizeiliche Überwachung und Kontrolle von 
Ausweispapieren verstärken, weiter verschärft. Trans Menschen werden in diesen Situ-
ationen oft geoutet, was zu sozialer Ausgrenzung, Diskriminierung und Gewalt führen 
kann.

Warum geschieht dies?

Anti-Gleichstellungsakteur*innen haben Europa als globalen „Motor“ für Gleichheits-
politik ausgemacht. Wenn dieser Gleichstellungsmotor ins Stocken gerät, wirkt sich das 
weltweit negativ auf den Kampf für eine gleichere Welt für alle aus. In diesem Zusam-
menhang dienen die Anti-Trans-Angriffe (mindestens) drei Zielen:

•	 Erstens trägt die Leugnung der Rechte und der Existenz von trans Personen dazu 
bei, eine männliche Hegemonie aufrechtzuerhalten. Ähnlich wie ein rassistisches 
Narrativ, das auf zwei sich gegenseitig ausschließenden Kategorien „schwarz“ und 
„weiß“ aufbaut, wird bei traditionellen Geschlechtsnormen von „Mann“ und „Frau“ 
als natürlichen Gegensätzen ausgegangen. In dieser Logik können und dürfen trans 
Menschen nicht existieren.
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•	 Zweitens ist es einfacher, große Bevölkerungsgruppen mit einfachen „Wahrheiten“ 
zu mobilisieren, zum Beispiel was/wer eine Frau ist. Anti-Trans-Narrative sprechen ins-
besondere Menschen an, die sich im Stich gelassen fühlen und sich angesichts gesell-
schaftlichen Fortschritts sorgen. Nur relativ wenige Menschen kennen in ihrem Alltag 
eine trans Person – was sie anfällig für Falschinformationen und Manipulation macht.

•	 Drittens werden trans Menschen 
von Anti-Gender-Akteur*innen 
als Bedrohung für andere vulne-
rable Gruppen, wie Frauen und 
Kinder, dargestellt. Infolgedes-
sen haben einige progressive 
Akteur*innen das Gefühl, sich 
zwischen der Unterstützung von 
Frauen und der Unterstützung 
von trans Menschen entscheiden 
zu müssen (obwohl viele trans 
Menschen Frauen sind oder wa-
ren). Das führt wiederum dazu, 
dass potenzielle Verbündete gespalten werden, die ansonsten gemeinsam ge-
schlechts- und genderspezifische Attacken abwehren würden. Dies hat weitreichen-
de Folgen für die Zivilgesellschaft und die Demokratie im Allgemeinen.

Gegenstrategien

Wenn man Anti-Gender-Attacken bekämpfen möchte, muss man sie zunächst als sol-
che erkennen. Gruppen wie TGEU, GATE36, ILGA-Europe37 und andere, die sich für die 
Rechte von trans Personen einsetzen, haben Ansätze entwickelt, die helfen, Anti-Trans-
Narrative zu erkennen und darauf zu reagieren. Progressive Akteur*innen und ihre Ver-
bündeten sollten ihre Stimme aus einer Position der Solidarität heraus erheben, wäh-
rend sie gleichzeitig die öffentliche Wahrnehmung von trans Menschen stärken, deren 
persönliche Geschichten dazu beitragen können, Anti-Gender-Mythen zu entkräften. 
So ist es hilfreich, wenn Akteur*innen, die für Gleichstellung eintreten, proaktiv 
auf trans Gruppen und Netzwerke zugehen und vertrauensvolle Beziehungen 
zu ihnen aufbauen.

Zweitens ist es wichtig, daran zu erinnern, dass der Menschenrechtsrahmen, der alle 
Menschen – einschließlich trans Menschen – einschließt, weiterhin relevant und wichti-
ger denn je ist. Progressive Akteur*innen müssen sich für die Gleichstellung aller 
Menschen einsetzen, nicht nur für die der Mehrheit. Gemeinsame Werte wie Auto-
nomie, Selbstbestimmung und das Recht auf Sicherheit und Schutz vor Gewalt können 
eine solide Grundlage für eine stärker intersektionale und bewegungsübergreifende 
Reaktion auf die Anti-Gender-Rhetorik bilden.

Drittens müssen die Akteur*innen hinter der Anti-Trans-Rhetorik entlarvt und als 
das gezeigt werden, was sie sind. Aufklärung über die Ziele dieser Gruppen, ein-
schließlich ihrer finanziellen und politischen Förder*innen und ihrer Skrupel
losigkeit, kann deutlich machen, dass ihre Angriffe auf trans Menschen nur ein 
Teil einer deutlich tiefergehenden, demokratiefeindlichen Agenda sind. Es muss 
verstanden werden, dass dort, wo trans Personen angegriffen werden, eine viel tiefer-
gehende Strategie im Spiel ist, die sich gegen Frauenrechte, Menschenrechte und offe-
ne Gesellschaften richtet.

36	� GATE (Trans, Gender Diverse and Intersex Advocacy in Action) ist eine internationale Organisation, die sich für Ge-
rechtigkeit und Gleichberechtigung für Trans-, Genderdiverse- und Intersex-Communities einsetzt.

37	� ILGA-Europe (Equality for lesbian, gay, bisexual, trans and intersex people in Europe) ist eine unabhängige, interna
tionale Nichtregierungs-Dachorganisation, die mehr als 600 Organisationen aus 54 Ländern in Europa und Zentral
asien vereint.

Trans Pride in London, 2020
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Geschlechtsspezifische Hetze im Netz

Marie Wittenius, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Beobachtungsstelle für gesellschafts-
politische Entwicklungen in Europa

Die Anti-Gender-Bewegung ist online sehr aktiv und nutzt die Möglichkeiten, die die In-
formations- und Kommunikationstechnologie bieten, stark. Beispielweise können über 
das Internet ein Zusammengehörigkeitsgefühl bei den Unterstützer*innen der Bewe-
gung erzeugt, neue potenzielle Anhänger*innen erreicht, nationale und internationale 
Netzwerke aufgebaut sowie Demonstrationen und Proteste (sowohl online als auch 
physisch) geplant und organisiert werden. Die Mobilisierung online beinhaltet unter 
anderem das massenweise Senden von Protestnachrichten, insbesondere an Politike-
rinnen, die Produktion und das Verbreiten von als Nachrichten aufgemachten Inhalten 
oder das Initiieren von E-Petitionen wie beispielweise auf der transnationalen Plattform 
CitizenGO.38 Die Plattform, betrieben von einer rechts-konservativen in Spanien einge-
tragenen Stiftung, hat nach eigenen Angaben über 4,5 Millionen Follower. CitizenGO 
wird auch als „Speerspitze“ im Kampf gegen die Gleichstellung von LGBTIQ*-Personen 
bezeichnet.39 

Es ist bekannt, dass Frauen und 
Mädchen sowie LGBTIQ*-Personen 
von dieser Art geschlechtsspezi-
fischer Online-Gewalt besonders 
betroffen sind, jedoch fehlt es an 
einer systematischen Datenerfas-
sung. Laut einer im März 2021 
veröffentlichten Studie des Eco-
nomist40 haben 74 Prozent der 
Frauen in Europa Online-Gewalt 
erfahren, 85 Prozent weltweit. 
Hate Speech wurde dabei welt-

weit von 65 Prozent angegeben. Die Zahlen sind jedoch sehr schwierig zu erhe-
ben, da nur eine von vier Frauen die Vorfälle meldet, 78 Prozent gaben an, dass 
sie nicht wussten, dass die Möglichkeit bestehe.

Frauen sind online oft alleine deswegen von Hate Speech betroffen, „weil sie im Netz 
sichtbar sind“41. Bei dem Thema Online-Gewalt und geschlechtsbezogene Gewalt wird 
häufig ausschließlich die soziale Gruppe „Frauen“ thematisiert. Dies lässt die inter-
sektionale Perspektive außer Acht, dass sich verschiedene Arten von Diskriminierung 
gegenseitig verstärken und überschneiden. Bereits Frauen als soziale, nicht-homogene 
Gruppe sind sehr unterschiedlichen Diskriminierungserfahrungen (Alter, Behinderun-
gen, Migrationshintergrund etc.) ausgesetzt. Hinzu kommt, dass bei geschlechtsbezo-
gener Gewalt auch wechselnde oder queere Geschlechtsidentitäten angefeindet wer-
den.42 Amnesty International stellte 2018 fest, dass Frauen of Colour, Frauen religiöser 
oder ethnischer Minderheiten, lesbische, bisexuelle, trans oder intersex Frauen, Frauen 
mit Behinderungen oder nichtbinäre Personen, die den traditionellen Geschlechternor-
men von Männern und Frauen nicht entsprechen, online Gewalt ausgesetzt sind, die sie 
im Besonderen betrifft.43

Aktuell hat das Europäische Parlament am 16. September 2021 in einer Entschließung die 
Europäische Kommission dazu aufgefordert, geschlechtsspezifische Gewalt als neuen 
grenzüberschreitenden Kriminalitätsbereich gemäß Artikel 83 Absatz 1 AEUV aufzulis-

38	� Kuhar & Paternotte (2017): Anti-gender campaigns in Europe: Mobilizing against equality. Rowman & Littlefield, 
S. 264–65.

39	� Arte: CitizenGO – Gegen die Gleichstellung von Homosexuellen (15.03.2015).
40	� The Economist Intelligence Unit (2021): Study Measuring the prevalence of online violence against women (online).
41	� Frey (2020): Geschlecht und Gewalt im digitalen Raum. Eine qualitative Analyse der Erscheinungsformen, Betrof-

fenheiten und Handlungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung intersektionaler Aspekte. Expertise für den Dritten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, S. 1.

42	� Frey 2020: 5 f., vgl. auch Mosene (2021): Antifeminismus und die Fortschreibung von Marginalisierungen in digitalen 
Räumen. Blog interdisziplinäre Geschlechterforschung (online).

43	� Amnesty International (2018): Online Violence against Women, Chapter 2 (online).

Im Februar 2014 nahm das Europäische 
Parlament den Bericht über den EU-
Fahrplan zur Bekämpfung von Homo-
phobie und Diskriminierung aus Grün-
den der sexuellen Orientierung und 
der Geschlechtsidentität, auch Lunacek-
Bericht genannt, an. Die Entschließung 
forderte die Europäische Kommission und 
EU-Mitgliedstaaten auf, eine „umfassende 
Politik zum Schutz der Grundrechte von 
LGBTI-Personen“ in Form eines für meh-
rere Jahre geltenden Aktionsplans oder 
einer Strategie zu erarbeiten. Insbesonde-
re unter Federführung der französischen 
„Manif pour tous“ organisiert wurde die 
namensgebende Initiatorin des Berichts, 
die österreichische Abgeordnete Ulrike 
Lunacek, unter anderem mit circa 40.000 
Hassnachrichten bombardiert. Weiterhin 
wurden über eine Online-Petition auf Ci-
tizenGO mehr als 200.000 Unterschriften 
gegen den Bericht gesammelt.1

1	� Arte: CitizenGO – Gegen die Gleichstellung von 
Homosexuellen (15.03.2015).

CitizenGO und der Luncek- 
Bericht
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https://info.arte.tv/de/citizengo-gegen-die-gleichstellung-von-homosexuellen
https://onlineviolencewomen.eiu.com/
https://www.gender-blog.de/beitrag/antifeminismus-digitale-raeume
https://www.gender-blog.de/beitrag/antifeminismus-digitale-raeume
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/03/online-violence-against-women-chapter-2/
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0009_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0009_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0009_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0009_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0009_DE.html
https://info.arte.tv/de/citizengo-gegen-die-gleichstellung-von-homosexuellen
https://info.arte.tv/de/citizengo-gegen-die-gleichstellung-von-homosexuellen
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ten.44 Der Artikel räumt der EU weitreichende Möglichkeiten zur Strafrechtsharmonisie-
rung ein. Das Europäische Parlament und der Rat können somit Mindestvorschriften zur 
Festlegung von Straftaten und Strafen im nationalen Strafrecht der Mitgliedstaaten in 
Bereichen besonders schwerer Kriminalität erlassen. Bereits anerkannte Kriminalitäts-
bereiche sind beispielsweise Terrorismus, Menschenhandel oder Geldwäsche. Je nach 
Kriminalitätsentwicklung können weitere Kriminalitätsbereiche bestimmt werden.45 Die 
Europäische Kommission hat in ihrem Arbeitsprogramm für das vierte Quartal 2022 ange-
kündigt, möglicherweise eine Überarbeitung der Opferschutzrichtlinie oder eines ande-
ren Rechtsinstruments vorzuschlagen, welches den Zugang zur Justiz und Entschädigun-
gen unter anderem für Betroffene geschlechtsspezifischer Gewalt verbessern soll.46

Politikerinnen werden, insbesondere, wenn sie die Themen Gleichstellung der Ge-
schlechter, reproduktive und sexuelle Rechte und LGBTIQ*-Rechte vertreten, durch Ha-
te Speech angegriffen. Eine regionale Untersuchung der Inter-Parliamentary Uni-
on von 2018 zeigt beispielsweise, dass 58 Prozent der befragten Abgeordneten 
bzw. ihre Mitarbeiterinnen auf Social Media sexistisch attackiert wurde, fast 47 
Prozent hatten bereits Todes- oder Vergewaltigungsdrohungen bekommen. Die 
Angriffe finden vorwiegend auf Social-Media-Plattformen, beispielweise Twit-
ter, statt.47 Im Folgenden antwortet Dr. Hannah Neumann, Mitglied des Europäischen 
Parlaments, auf die Frage, ob und wie sich das Erstarken der Anti-Gender-Bewegung 
konkret auf ihre Arbeit als Abgeordnete des Europäischen Parlaments auswirkt.

Dr. Hannah Neumann ist promovierte Friedens- und Konfliktforscherin und Politikerin der 
Partei Bündnis 90 / Die Grünen. Seit 2019 ist sie gewähltes Mitglied des Europäischen Parla-
ments als Teil der Fraktion Die Grünen / EFA. Im Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit – d. h. 
beispielsweise im Rahmen von parlamentarischen Anfragen, Plenarreden und miteingereich-
ten Resolutionen – setzt sie sich öffentlich für menschenrechtliche Themen, insbesondere 
auch für eine feministische EU-Außenpolitik, die die Gleichstellung der Geschlechter voran-
treibt und Gewalt gegen Frauen bekämpft, ein.

Wer sich als Frau in die Öf-
fentlichkeit begibt, wird früh 
mit Hass konfrontiert: Für 
mich fing das schon beim 
Plakate aufhängen für die 
Bundestagswahl in Berlin-
Lichtenberg an. Wenn ich 
dort angepöbelt wurde, 
dann von Männern – und 
das ist heute noch so. On-
line setzt sich das fort. Als 
ich 2018 auf Twitter auf die 
fehlende Diversität im Füh-
rungsteam von Horst Seeho-
fers Innenministerium hin-
wies, wurde ich zum ersten 
Mal Ziel einer ganzen Welle 
von Hasskommentaren, da-
runter auch Mord- und Ver-
gewaltigungsdrohungen.

44	� Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. September 2021 mit Empfehlungen an die Kommission über 
die Festlegung von geschlechtsspezifischer Gewalt als neuer Kriminalitätsbereich gemäß Artikel 83 Absatz 1 AEUV 
(2021/2035(INL)).

45	� Artikel 83 AEUV.
46	� ANNEX II des Arbeitsprogramms der Europäischen Kommission 2022, S. 12.
47	� Inter-Parliamentary Union (2018): Sexism, harassment and violence against women in parliaments in Europe (online).
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Twitter @HNeumannMEP

Aktuell im Europäischen Parla-
ment: Geschlechtsspezifische 
Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen sowie LGBTIQ*-Personen 
als Straftat

Hintergrund dieser Entschließung ist zum 
einen die anhaltende Blockade einiger eu-
ropäischer Mitgliedstaaten, darunter Po-
len und Ungarn, gegenüber dem Beitritt 
der EU zur Istanbul-Konvention1. Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen 
hatte diesen zu einem der wichtigsten 
Prioritäten der Europäischen Kommission 
gemacht. Für den Fall des Scheiterns des 
Beitritts wurde frühzeitig bekanntgeben 
und mehrfach wiederholt, Gewalt gegen 
Frauen in die im Vertrag festgelegte Liste 
der Straftaten aufzunehmen.2 Zuletzt 
kündigte von der Leyen an, dass die Kom-
mission bis Ende des Jahres ein Gesetz zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
vorschlagen wird, das online wie offline 
Prävention, Schutz und wirksame Straf-
verfolgung umfasst.3 Zum anderen wurde 
in der im November 2020 veröffentlich-
ten LGBTIQ-Gleichstellungsstrategie 
2020–2025 der Europäischen Kommission 
angekündigt, dass die Kommission 2021 
eine Initiative vorlegen wird, welche die 
Liste der Straftaten auch auf Hassdelikte 
und Hetze ausweiten soll, einschließlich 
solcher, die gegen LGBTIQ-Personen ge-
richtet sind.

Die Entschließung wurde mit 427 Ja-
Stimmen, 119 Nein-Stimmen und 140 
Enthaltungen angenommen. Sie basiert 
auch auf der im März 2021 veröffentlich-
ten Studie „Combating gender-based 
violence: Cyber violence“ (Bekämpfung 
geschlechtsspezifischer Gewalt: Cyber-
Gewalt) des wissenschaftlichen Dienstes 
des Europäischen Parlaments. Darin wird 
der Mehrwert legislativer Maßnahmen 
gegen geschlechtsspezifische Online-
Gewalt analysiert mit dem Ergebnis, dass 
weder auf nationalstaatlicher noch auf eu-
ropäischer Ebene adäquate Maßnahmen 
zur Bekämpfung dieses grenzüberschrei-
tenden Kriminalitätsbereichs existieren.

1	� Das 2011 in Istanbul unterzeichnete und 2014 in 
Kraft getretene Übereinkommen des Europara-
tes zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-
Konvention) ist das bisher weitreichendste 
international rechtsverbindliche Instrument zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt. 
Vgl. Infobox Beitritt der Europäischen Union zur 
Istanbul-Konvention.

2	� Vgl. u. a. Eine Union, die mehr erreichen 
will – politische Leitlinien der Kommission 
2019–2024 vom September 2019, Eine Union 
der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung 
der Geschlechter 2020–2025 vom 5. März 2020 
(COM(2020) 152 final), S. 4.

3	� Rede der Präsidentin von der Leyen zur Lage der 
Union – 2021 vom 15. September 2021.

https://www.europarl.europa.eu/meps/en/197464/HANNAH_NEUMANN/home
https://www.europarl.europa.eu/meps/en/197464/HANNAH_NEUMANN/home
https://hannahneumann.eu/europaparlament/
https://hannahneumann.eu/europaparlament/
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0388_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar%3A9fb5131e-30e9-11ec-bd8e-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_2&format=PDF
https://www.ipu.org/resources/publications/issue-briefs/2018-10/sexism-harassment-and-violence-against-women-in-parliaments-in-europe
https://twitter.com/hneumannmep
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/662621/EPRS_STU(2021)662621_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/662621/EPRS_STU(2021)662621_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/
https://ec.europa.eu/info/
https://ec.europa.eu/info/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0152&from=DE
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_21_4701
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_21_4701
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Durch meine Arbeit als Abgeordnete habe ich jetzt eine noch größere Sichtbar-
keit, und damit häufen sich die Attacken. Zuletzt geriet ich ins Visier der AfD, als 
ich forderte, IS-Anhänger*innen mit europäischer Staatsbürgerschaft aus kurdischen 
Gefangenenlagern zurückzuholen, um ihnen hier den Prozess zu machen. Daraufhin er-
stellte die AfD-Fraktion im Europaparlament ein reißerisches Meme, und eine Flut von 
Hasskommentaren brach los.

Aber nicht nur auf mich persönlich wirkt sich die Anti-Gender-Bewegung aus, 
auch in der inhaltlichen Arbeit: So versuchen Ungarn und Polen permanent, den 
Begriff „Gender“ aus EU-Dokumenten zu tilgen.48 Der europäische „Gender Action 
Plan III“, der den Rahmen zur Förderung der Gleichstellung im auswärtigen Handeln 
der EU vorgibt, sollte eigentlich auch durch den Rat der EU angenommen werden – 
dies wurde durch die beiden Länder verhindert. Ebenso weigert sich Ungarn, für den 
#SHEcurity-Index, den ich ins Leben gerufen habe und der die Entwicklung des Frauen-
anteils verschiedener Länder in Bereichen wie Diplomatie, Militär oder Polizei abbildet, 
Daten zur Verfügung zu stellen.

Gezielte Angriffe auf weibliche Politiker*innen sind eine beliebte Taktik, um 
Frauen mundtot zu machen. Sexuelle Anspielungen und Vergewaltigungsdro-
hungen richten sich fast ausschließlich gegen Frauen. Das Ganze potenziert 
sich noch für Personen mit Migrationshintergrund oder Menschen aus der 
LGBTQIA+-Gemeinschaft. 

Als Reaktion auf die Angriffe habe ich mich an HateAid gewandt, eine Beratungsstelle 
für digitale Gewalt. HateAid sichtet Hasskommentare und geht gegebenenfalls anwalt-
lich vor – die Erlöse hieraus kommen der Organisation zugute. Mir ist wichtig, Mitglied 
einer Partei zu sein, die sich deutlich für Frauenrechte positioniert und z. B. Frauen-
quoten fordert. Je mehr Frauen Machtpositionen einfordern, desto „normaler“ wird es, 
Frauen auch in Machtpositionen zu sehen. 

Die Anti-Gender-Bewegung setzt darauf, dass Frauen sich durch den Hass abschrecken 
lassen, und leider funktioniert das auch teilweise. Wenn aber nicht mehr alle die glei-
chen Möglichkeiten zur politischen Teilnahme haben, wird das zum Problem für unsere 
Demokratie. Für mich gilt daher: Ich will nicht, dass die Hater gewinnen. Deshalb mache 
ich weiter – und gerne auch etwas lauter.

48	� Siehe auch Infobox: Kampf um den Begriff „Gender“ in offiziellen Dokumenten.
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beit ist es, europaweit Akteure zu vernetzen, 
ihren Austausch zu fördern und gegensei-
tiges Lernen anzuregen. Die Finanzierung 
der Beobachtungsstelle erfolgt durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ).

Projektkonzeption

https://shecurity.info/
https://hateaid.org/
mailto:beobachtungsstelle%40iss-ffm.de?subject=
http://www.avitamin.de
http://www.beobachtungsstelle-gesellschaftspolitik.de
https://www.epfweb.org/node/837

	No to Gender – Yes to what exactly?Einblicke in die europäische Anti-Gender-Bewegung
	Inhalt
	Editorial
	Einführung: Die transnationale Anti-Gender-Bewegung in Europa 
	„Gender-Ideologie“ als Projektionsfläche für ein gemeinsames Feindbild
	Das ambivalente Verhältnis der Anti-Gender-Bewegung zur Europäischen Union
	Zentrale Argumentationslinien: Glorifizierung „natürlicher“ Gender-Rollen und eines traditionellen Familienbildes sowie Verteidigung des Kindeswohls
	Wie sich das Erstarken der Anti-Gender-Bewegung in Europa zeigt: Der „War on Gender“ gegen die Istanbul-Konvention

	Die Anti-Gender-Bewegung: Akteure und Diskurse
	Die „Alten“
	Die „Neuen“
	Die „Verbündeten“
	Diskurs

	Strategische transnationale Finanzierungsstrukturen
	Transfeindlichen Angriffen in Europa entgegentreten
	Entwicklungen und der transnationale Kontext
	Anti-Trans-Angriffe
	Warum geschieht dies?
	Gegenstrategien

	Geschlechtsspezifische Hetze im Netz
	Impressum




